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1. Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
1.1 Aufstellungsbeschluss 

Die Gemeinde Bröckel hat die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 
„Zum Bolz“ beschlossen. 

 
1.2 Planbereich 

Der Planbereich befindet sich im Westen Bröckels zwischen der Straße „Zum Bolz“ im 
Norden und der Bahnhofstraße im Süden. 

Er wird auf dem Deckblatt dieser Begründung im Maßstab 1:5.000 dargestellt. 
 
 
2. Planungsvorgaben 
 
2.1 Regionale Raumordnungsplanung 

Das Regionale Raumordnungsprogramm 2005 (RROP) für den Landkreis Celle stellt den 
Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes zeichnerisch als „in rechtskräftigen F.-Plänen 
ausgewiesene“ Baufläche dar 

Ziele und Grundsätze der Raumordnung sind durch den Inhalt der vorliegenden Bebau-
ungsplanänderung nicht betroffen. 

 
2.2 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Flotwedel, zu der die Gemeinde Bröckel 
gehört, stellt für den Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungsplanänderung ein Dorf-
gebiet mit einer durchschnittlichen Geschossflächenzahl von 0,3 bzw. eine gemischte Bau-
fläche dar. 

Nachdem hier weder eine landwirtschaftliche noch eine gewerbliche Nutzung vorhanden ist 
oder für die Zukunft zu erwarten ist, soll der Flächennutzungsplan durch die zuständige 
Samtgemeinde Flotwedel einer Berichtigung unterzogen werden, wonach hier eine Wohn-
baufläche vorgesehen werden soll. 

Ein entsprechender Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan sowie die Berichtigung 
werden im Folgenden jeweils im Maßstab 1:5.000 dargestellt. 

 
2.3 Bisherige Bebauungsplanung 

Im ursprünglichen Bebauungsplan werden Dorfgebiete festgesetzt, die bei einer Grund-
flächenzahl von 0,3 im Westen eingeschossig und im Osten bei einer Geschossflächenzahl 
von 0,5 maximal zweigeschossig jeweils in offener Bauweise bebaut werden dürfen. Die 
Grundflächenzahl darf durch Nebenanlagen um bis zu lediglich 25 % überschritten werden. 

Die überbaubaren Flächen liegen entlang der erschließenden Straßen, so dass ein großer 
zentraler Bereich als nicht überbaubar festgelegt wird. 

Es werden Anpflanzfestsetzungen getroffen, die unter anderem auch von dem Maß der 
Überschreitung der Grundflächenzahl durch Nebenanlagen abhängen. Die zu 
verwendenden Arten sind festgelegt. Drei Einzelbäume sind zu erhalten. Das Oberflächen-
wasser ist auf den Baugrundstücken zu versickern oder zu verdunsten. 

Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise anzulegen. 
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Die bisherigen beiden Änderungen des Bebauungsplanes betreffen nicht den Geltungs-
bereich der vorliegenden 3. Änderung. 

Die Festsetzungen der Örtlichen Bauvorschrift bleiben durch die vorliegende 3. Änderung 
des Bebauungsplanes unberührt und gelten unverändert weiter. 

Der Bebauungsplan in seiner Ursprungsfassung wird im Folgenden dargestellt. 
 
2.4 Natur und Landschaft (Gebietsbeschreibung) 

Das Gebiet ist seinen Festsetzungen entsprechend locker bebaut und weist relativ große 
Freiflächen auf, die gärtnerisch angelegt sind, und die einzelne, auch größere Gehölze 
beinhalten. 

 
2.5 Baugrund 

Laut Landkreis Celle steht im Änderungsbereich das Grundwasser zeitweise sehr nahe 
unter der Geländeoberkante an. Sollten Gebäude mit Keller errichtet werden, seien diese 
in wasserdichter Wannenbauweise auszuführen. Es sei nicht zulässig, den Grundwasser-
spiegel durch künstliche Entwässerungstechnik dauerhaft abzusenken. 

 
 
3. Verbindliche Bauleitplanung 
 
3.1 Ziel und Zweck der Planung (Planungsabsicht) 

Durch die vorliegende Änderung soll ermöglicht werden, dass im Inneren des Änderungs-
bereiches entgegen dem bisherigen Planungsziel eine Verdichtung des Baugebietes 
erfolgt. Mehr Baumasse kann aber dennoch nicht entstehen, weil das Maß der baulichen 
Nutzung unverändert bleibt. Dennoch kann aber eine bessere Verteilbarkeit zulässiger bau-
licher Anlagen und damit eine bessere Ausnutzung des Innenbereichs erreicht werden. 
Auch die Versiegelungsrate wird durch die Beibehaltung der Grundflächenzahl nicht erhöht. 

Da landwirtschaftliche Nutzungen hier nicht vorhanden sind, und auch gewerbliche 
Nutzungen nicht in einem Maß ausgeübt werden, das die Festsetzung eines Mischgebietes 
rechtfertigen würde, soll zukünftig ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt werden. Der 
Änderungsbereich wird durch Wohnen geprägt, so dass die Samtgemeinde gebeten wird, 
den Flächennutzungsplan in der Folge der vorliegenden Bebauungsplanänderung gemäß 
§ 13a (2) Nr. 2 BauGB entsprechend zu berichtigen. 

Auf die Festsetzung wasserdurchlässiger Bauweise kann verzichtet werden, weil dies 
bereits im § 9 (4) der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) allgemeingültig so fest-
gelegt ist. 

Im Übrigen werden die Festsetzungen des Bebauungsplanes unverändert übernommen, 
um eine Kontinuität der Planung zu gewährleisten. 
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Ausschnitt Flächennutzungsplan mit Berichtigungsbereich, M 1 : 5.000 
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Berichtigung des Flächennutzungsplanes, M 1 : 5.000 
 
 

  

Gesetzesbezüge 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.11.2017 (BGBl. I 
Seite 3634) 
Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786) 
Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. 
GVBI. Seite 576) – zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes v. 2.3.2017 (Nds. 
GVBl. Nr. 4/2017 S. 48) 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 Seite 58) – 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 
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Bebauungsplan „Zum Bolz“, verkleinert aus M 1:1.000 
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Der Landkreis Celle weist auf den Teich mit einer Fläche von ca. 540 m² hin, der sich auf 
dem Flurstück 177/2 der Flur 5 in der Gemarkung Bröckel befindet. In der Plandarstellung 
sei dieser Bereich als bebaubare Fläche dargestellt. Sofern der Teich im Grundwasser-
kontakt stehe (ohne Folie oder sonstiger Abdichtung nach unten) oder er auf anderem 
Wege am natürlichen Wasserkreislauf teilnimmt, handele es sich um ein oberirdisches 
Gewässer im Sinne des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushalts-
gesetz - WHG). Der Rückbau eines Gewässers bedürfe nach § 68 WHG der Planfest-
stellung bzw. Plangenehmigung. Im Rahmen dieser Bauleitplanung sei der Bestand an 
Flora und Fauna an dieser Teichanlage aktuell zu erfassen und naturschutzfachlich zu 
bewerten. Je nach Ergebnis dieser Bewertungen können weitere Verfahrensschritte (z.B. 
Ausnahme vom gesetzlichen Biotopschutz, artenschutzrechtliche Ausnahmen) erforderlich 
werden. Grundsätzlich seien die Bestandsaufnahmen und die Ergebnisse der Bewertungen 
als Abwägungsgrundlage in die Bauleitplanung einzubeziehen.  

Hierzu ist festzustellen, dass der Teich bereits vor dieser Bebauungsplanänderung teilweise 
als bebaubar festgesetzt ist. Auch Nebenanlagen außerhalb der überbaubaren Fläche sind 
hier bislang zulässig. Insofern wird durch die vorliegende Bebauungsplanänderung keine 
erstmalige Inanspruchnahme der Teichfläche für bauliche Zwecke zugelassen. Eine 
wasserrechtliche Genehmigungspflicht bleibt davon unberührt. 

 
3.2 Sonstige Festsetzungen 

Sonstige Festsetzungen des Bebauungsplanes außerhalb des Änderungsbereiches sowie 
auch die Bestimmungen der Örtlichen Bauvorschrift bleiben unberührt und gelten 
unverändert weiter. 

 
4. Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes zu treffende Maßnahmen 
 
4.1 Altablagerungen, Bodenkontaminationen 

Altablagerungen oder Bodenkontaminationen sind im Geltungsbereich dieser Bebauungs-
planänderung nicht bekannt. 

 
5.2 Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung des Planbereiches ist sichergestellt werden.  
 
 
Diese Begründung gemäß § 9 (8) BauGB hat zusammen mit der 3. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 6  

„Zum Bolz“ 

vom 5.3.2018 bis einschließlich 6.4.2018 

gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen und wurde vom Rat der Gemeinde Bröckel 
beschlossen. 

Bröckel, den 10.05.2018 

 
                                                    Siegel 

gez. Pohndorf                              
Gemeindedirektor                        

 


